
Stand: 16.06.2026 03:40:32

Vorgangsmappe für die Drucksache 19/11024

"Schaffung einer neuen Rechtsgrundlage für Handyortungen und Observationen

ausreisepflichtiger Ausländer im AufenthG"

Vorgangsverlauf:

1. Initiativdrucksache 19/11024 vom 17.03.2026

2. Beschlussempfehlung mit Bericht 19/11937 des VF vom 29.04.2026

3. Beschluss des Plenums 19/12081 vom 21.05.2026

4. Plenarprotokoll Nr. 80 vom 21.05.2026



 

19. Wahlperiode 17.03.2026  Drucksache 19/11024 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Antrag 

der Abgeordneten Jörg Baumann, Richard Graupner, Florian Köhler, Stefan Löw 
und Fraktion (AfD) 

Schaffung einer neuen Rechtsgrundlage für Handyortungen und Observationen 
ausreisepflichtiger Ausländer im AufenthG 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

─ sich auf Bundesebene, insbesondere im Wege einer Bundesratsinitiative, für die 
Schaffung eines eigenständigen Paragraphen im Aufenthaltsgesetz (AufenthG) ein-
zusetzen, der die Ortung, Observation und weitere verdeckte Maßnahmen gegen-
über vollziehbar ausreisepflichtigen Ausländern rechtssicher regelt, 

─ sich für die Einführung einer ausdrücklichen Befugnisnorm zur 

─ Erhebung von Verkehrsdaten, 

─ Echtzeit-Ortung von Mobilfunkendgeräten, 

─ Funkzellenabfrage, 

─ IMEI-Ortung, 

─ Einsatz technischer Mittel zur Standortbestimmung außerhalb von Wohnungen,  

sofern eine vollziehbare Ausreisepflicht besteht und konkrete Anhaltspunkte für eine 
erhebliche Fluchtgefahr vorliegen oder sich der Betroffene bereits dem Vollzug ent-
zogen hat, einzusetzen, 

─ sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, dass die Voraussetzungen des § 62  
AufenthG dahingehend normiert werden, dass die beharrliche Mitwirkungsverwei-
gerung explizit als Regelfall der Haftanordnung definiert wird, 

─ sich für die Einführung der Möglichkeit einer elektronischen Aufenthaltsüberwa-
chung (z. B. elektronische Fußfessel) bei vollziehbar ausreisepflichtigen Auslän-
dern mit erheblicher Fluchtgefahr, in Fällen, in denen die Voraussetzungen für die 
Haft jedoch noch nicht ausreichend sind, einzusetzen, 

─ sich auf Bundesebene für die Schaffung einer Rechtsgrundlage zur Auswertung von 
Verkehrsdaten aus der Mobilfunknutzung einzusetzen, um bei vollziehbar ausreise-
pflichtigen Personen, deren Staatsangehörigkeit nicht zweifelsfrei geklärt ist, tat-
sächliche Anhaltspunkte für frühere Aufenthalte, genutzte Herkunftsbezüge oder 
eine mögliche Staatsangehörigkeit zu gewinnen, soweit dies zur Identitätsklärung, 
Passersatzpapierbeschaffung und Durchführung der Rückführung erforderlich ist. 

 

 

Begründung: 

Die konsequente Durchsetzung vollziehbarer Ausreisepflichten ist wesentlicher Be-
standteil eines funktionierenden Rechtsstaates. Gleichwohl scheitern Abschiebungen 
in der Praxis in erheblichem Umfang. Nach behördlichen Erkenntnissen misslingen 
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Maßnahmen besonders häufig deshalb, weil die betroffenen Personen an ihrer gemel-
deten Wohnanschrift nicht angetroffen werden. In vielen Fällen entziehen sich vollzieh-
bar ausreisepflichtige Ausländer gezielt dem Zugriff der Behörden, indem sie untertau-
chen oder kurzfristig ihren Aufenthaltsort wechseln. 

Für die zuständigen Behörden bedeutet dies, dass bis unmittelbar vor Durchführung 
einer Abschiebung oftmals unklar ist, ob der Ausreisepflichtige tatsächlich angetroffen 
werden kann. Wird die Person nicht aufgegriffen, muss ein neuer Abschiebetermin or-
ganisiert werden. Dies erfordert erneut die Abstimmung mit Herkunftsstaaten, Flugge-
sellschaften, Sicherheitsbehörden sowie die Zusammenstellung von Einsatzkräften. Je-
der gescheiterte Vollzugsversuch verursacht somit erhebliche personelle, organisatori-
sche und finanzielle Aufwände. 

Die derzeitige Rechtslage enthält jedoch keine eigenständige, speziell aufenthaltsrecht-
liche Rechtsgrundlage, die den Sicherheitsbehörden die gezielte Nutzung technischer 
Mittel zur Aufenthaltsfeststellung vollziehbar ausreisepflichtiger Personen ermöglicht. 
Zwar bestehen punktuelle Befugnisse im allgemeinen Polizei- und Strafprozessrecht, 
diese sind jedoch nicht auf die spezifische Konstellation der Aufenthaltsbeendigung zu-
geschnitten und schaffen keine hinreichend klare und bundesweit einheitliche Rechts-
grundlage. 

Die Schaffung eines neuen Paragraphen im Aufenthaltsgesetz soll daher eine aus-
drückliche, verfassungskonforme Befugnisnorm zur Ortung und Observation vollziehbar 
ausreisepflichtiger Ausländer schaffen. Ziel ist es, der Polizei unter engen Vorausset-
zungen die Nutzung technischer Möglichkeiten zur Aufenthaltsfeststellung – etwa die 
Ortung von Mobilfunkendgeräten oder die Durchführung verdeckter Observationen – zu 
ermöglichen, sofern konkrete Anhaltspunkte für eine Fluchtgefahr bestehen oder sich 
die Person bereits dem Vollzug entzogen hat. 

Ein zusätzliches praktisches Vollzugshindernis besteht in zahlreichen Fällen darin, dass 
die Identität oder Staatsangehörigkeit vollziehbar ausreisepflichtiger Personen nicht 
hinreichend geklärt werden kann. Ohne belastbare Erkenntnisse zum mutmaßlichen 
Herkunftsstaat ist die Beschaffung von Passersatzpapieren regelmäßig erschwert oder 
gar unmöglich. Dies führt dazu, dass aufenthaltsbeendende Maßnahmen trotz beste-
hender Ausreisepflicht nicht oder nur mit erheblicher Verzögerung vollzogen werden 
können. 

Die Auswertung von Verkehrsdaten aus der Mobilfunknutzung kann in solchen Fällen 
unter engen gesetzlichen Voraussetzungen dazu beitragen, tatsächliche Anhaltspunkte 
für frühere Aufenthaltsorte, bestehende Herkunftsbezüge oder das wahrscheinliche 
Herkunftsland der betroffenen Person zu gewinnen. Hierbei geht es nicht um einen au-
tomatisierten oder schrankenlosen Datenzugriff, sondern um die Nutzung eines be-
grenzten und rechtsstaatlich klar einzuhegenden Ermittlungsinstruments in denjenigen 
Fällen, in denen andere Maßnahmen zur Identitätsklärung erfolglos geblieben sind oder 
von vornherein keine ausreichenden Erkenntnisse versprechen. 

Der Staat darf vollziehbare Ausreisepflichten nicht faktisch ins Leere laufen lassen. Wer 
kein Aufenthaltsrecht besitzt und zur Ausreise verpflichtet ist, darf sich staatlichen Maß-
nahmen nicht entziehen können. Die Schaffung einer klaren Rechtsgrundlage für Or-
tungs- und Observationsmaßnahmen und die Auswertung von Verkehrsdaten aus der 
Mobilfunknutzung ist daher ein notwendiger Schritt zur Beseitigung bestehender Voll-
zugsdefizite und zur Stärkung der Inneren Sicherheit sowie der Funktionsfähigkeit des 
Rechtsstaates. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

Antrag der Abgeordneten Jörg Baumann, Richard Graupner, Florian Köhler u.a. 
und Fraktion (AfD) 
Drs. 19/11024 

Schaffung einer neuen Rechtsgrundlage für Handyortungen und Observationen 
ausreisepflichtiger Ausländer im AufenthG 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Christoph Maier 
Mitberichterstatter: Martin Stock 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen 
und Integration federführend zugewiesen. Der Ausschuss für Kommunale Fra-
gen, Innere Sicherheit und Sport hat den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 41. Sitzung am 16. Ap-
ril 2026 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport hat den 
Antrag in seiner 44. Sitzung am 29. April 2026 mitberaten und mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Petra Guttenberger 
Vorsitzende 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Jörg Baumann, Richard Graupner, Florian Köhler, Stefan 
Löw und Fraktion (AfD) 

Drs. 19/11024, 19/11937 

Schaffung einer neuen Rechtsgrundlage für Handyortungen und Observationen 
ausreisepflichtiger Ausländer im AufenthG 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Tobias Reiß 

I. Vizepräsident 

 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold



Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gem. § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten 

werden (s. Anlage)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die endgültige Abstimmliste.

(Siehe Anlage)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der endgültigen Abstimmliste einver­

standen ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind offensichtlich alle Fraktio­

nen. Gibt es einzelne Gegenstimmen? – Nein. Stimmenthaltungen? – Nein. Damit 

übernimmt der Landtag diese Voten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte noch darauf hinweisen, dass unter den 

Tagesordnungspunkten 5 und 6 wieder zwei Wahlen mit Namenskarte und Stimmzet­

tel stattfinden. Ich bitte Sie, Ihre Stimmkartentasche – soweit noch nicht geschehen – 

rechtzeitig aus Ihrem Postfach vor dem Plenarsaal abzuholen.

Protokollauszug
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Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der 
Abstimmung über die nicht einzeln zu beratenden Anträge 
zugrunde gelegt wurden (Tagesordnungspunkt 3) 
 
Es bedeuten: 
(E)  einstimmige Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 
(G)  Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Gegenstimmen 
(ENTH) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Enthaltungen 
  oder 
  Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss 
(A)  Ablehnungsempfehlung des Ausschusses oder 
  Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss 
(Z)  Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss 
 

1. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Gülseren Demirel u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Menschenrechtslage im Iran ist inakzeptabel –  
und schließt Abschiebungen vorerst aus 
Drs. 19/9904, 19/11935 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

2. Antrag der Abgeordneten Holger Grießhammer, Volkmar Halbleib, 
Anna Rasehorn u.a. SPD 
Eigenen Handwerksfonds auflegen: Kapitalzugang für Betriebe sichern 
Drs. 19/10386, 19/11986 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Wirtschaft, 
Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 
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3. Antrag der Abgeordneten Florian Köhler, Oskar Lipp,  
Johannes Meier und Fraktion (AfD) 
„Bayerische Meisterstücke“ – KMU-gerechte Unterstützung 
geografischer Angaben handwerklicher  
und industrieller Erzeugnisse in Bayern 
Drs. 19/10408, 19/11989 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Wirtschaft, 
Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

4. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Laura Weber u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Evaluation von HebaVaria-Projekt: Hebammen-Vermittlung  
für eine bessere Versorgung von Mutter und Kind 
Drs. 19/10790, 19/11980 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z A 

5. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Julia Post u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Tarifabschluss unverzüglich auf Beamtinnen und Beamte übertragen – 
keine verzögerte Auszahlung in Bayern  
Drs. 19/10793, 19/11984 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Fragen des öffentlichen Dienstes 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z Z Z 
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6. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Andreas Hanna-Krahl u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Schutzimpfungen retten (Kinder)Leben:  
Präventive Strukturen nicht ersatzlos aufgeben! 
Drs. 19/10797, 19/11981 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

7. Antrag der Abgeordneten Volkmar Halbleib,  
Holger Grießhammer, Anna Rasehorn u.a. SPD 
Trennung von Amt und Partei in der Staatskanzlei 
Drs. 19/10798, 19/11936 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

8. Antrag der Abgeordneten Roland Magerl, Elena Roon,  
Franz Schmid u.a. und Fraktion (AfD) 
Verlängerung Meisterbonusprogramm 
Drs. 19/11023, 19/11991 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Wirtschaft, 
Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

9. Antrag der Abgeordneten Jörg Baumann, Richard Graupner, 
Florian Köhler u.a. und Fraktion (AfD) 
Schaffung einer neuen Rechtsgrundlage für Handyortungen  
und Observationen ausreisepflichtiger Ausländer im AufenthG 
Drs. 19/11024, 19/11937 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 
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10. Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke,  
Martin Scharf u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Thomas Huber, Prof. Dr. Winfried Bausback, Martina Gießübel u.a. CSU 
Hinzuverdienstgrenze für die Hinterbliebenenrente abschaffen 
Drs. 19/11042, 19/11845 (ENTH) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z ENTH ENTH 

11. Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Martin Böhm,  
Dieter Arnold u.a. und Fraktion (AfD) 
Fachliche und finanzielle Mitwirkung im sogenannten Weltklimarat 
(Intergovernmental Panel on Climate Change, kurz: IPCC) einstellen – 
nationale Politikberatung zu Klimathemen einrichten 
Drs. 19/11076, 19/11996 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

12. Antrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher,  
Holger Grießhammer, Volkmar Halbleib u.a. SPD 
40 Jahre nach Tschernobyl: Bericht im EU-Ausschuss: 
Bedeutungsverlust der Atomkraft weltweit – Daten und Fakten 
Drs. 19/11099, 19/11860 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 
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13. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Andreas Hanna-Krahl u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Kindern und Familien mit fetalen Alkoholspektrumstörung (FASD) 
bessere Chancen im Leben geben! 
Drs. 19/11154, 19/11982 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

14. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Toni Schuberl u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Strafverfolgungspraxis im Bereich der Politikerbeleidigung  
und anderer demokratiegefährdender Straftaten in Bayern 
Drs. 19/11156, 19/11939 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

15. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Laura Weber u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Gesundheit der Beschäftigten am Flughafen München besser schützen: 
Belastung durch Ultrafeinstaub in den Blick nehmen! 
Drs. 19/11159, 19/11983 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

16. Antrag der Abgeordneten Klaus Holetschek, Michael Hofmann, 
Prof. Dr. Winfried Bausback u.a. und Fraktion (CSU), 
Florian Streibl, Felix Locke, Susann Enders u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Kein „klick und krank“: Digitale Krankschreibungen stärker regulieren – 
hausärztliche Versorgung stärken 
Drs. 19/11166, 19/11985 (ENTH) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z ENTH Z 
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17. Antrag der Abgeordneten Dr. Ute Eiling-Hütig, Holger Dremel, 
Wolfgang Fackler u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Dr. Martin Brunnhuber u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Gesellschaftliche Resilienz stärken – Krisenvorsorge  
und Bevölkerungsschutz im Schulalltag verankern 
Drs. 19/11168, 19/12000 (ENTH) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z ENTH 

18. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Christian Hierneis u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Belastung der Menschen in der Flughafenregion durch Ultrafeinstaub 
reduzieren: Anreizprogramm für schwefelarmes Kerosin aufsetzen!  
Drs. 19/11188, 19/11978 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

19. Antrag der Abgeordneten Gerd Mannes, Harald Meußgeier, 
Christin Gmelch und Fraktion (AfD) 
Ehrlicher Verbraucherschutz statt neuer Belastungen aus Brüssel:  
„Fit for 55“ aussetzen, Bezahlbarkeit sichern, Krisenvorsorge stärken! 
Drs. 19/11189, 19/11861 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

20. Antrag der Abgeordneten Gerd Mannes, Harald Meußgeier, 
Christin Gmelch und Fraktion (AfD) 
Industrie, Arbeitsplätze und Wohlstand in Bayern erhalten – 
Europäischen Emissionshandel sofort abschaffen 
Drs. 19/11190, 19/11862 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 
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21. Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, 
Dr. Martin Brunnhuber u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Stärkung der Medienethik im LehrplanPLUS der Mittelschule 
Drs. 19/11191, 19/12001 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

22. Antrag der Abgeordneten Roland Magerl, Elena Roon,  
Franz Schmid u.a. und Fraktion (AfD) 
Hebammenhilfe nach Fehlgeburten stärker in das  
Hilfesystem integrieren! 
Drs. 19/11208, 19/11987 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

23. Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke,  
Gabi Schmidt u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Bundesprogramm „Respekt Coaches“ dauerhaft fortführen 
Drs. 19/11209, 19/12002 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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24. Antrag der Abgeordneten Alexander Flierl,  
Tanja Schorer-Dremel, Volker Bauer u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Marina Jakob u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Schutz von Kleintieren vor Verletzungen durch Mähroboter –  
Aufklärung intensivieren und Partner aktiv einbinden 
Drs. 19/11302, 19/11842 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

25. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Patrick Friedl u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Bericht zur Umsetzung der Europäischen Wasserrahmenrichtlinie  
in Bayern 
Drs. 19/11316, 19/11843 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A ENTH Z Z 

26. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Christian Hierneis u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Berge schützen, Natur bewahren:  
Sofortvollzug beim Scheidtobelbahn-Projekt jetzt stoppen! 
Drs. 19/11319, 19/11844 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 
 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 
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27. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Paul Knoblach u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Versorgung psychisch erkrankter Menschen sicherstellen 
Drs. 19/11336, 19/11988 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z Z Z 

28. Antrag der Abgeordneten Holger Grießhammer,  
Dr. Simone Strohmayr, Doris Rauscher u.a. und Fraktion (SPD) 
Wirksame Bekämpfung digitaler Gewalt gegen Frauen und Mädchen  
Drs. 19/11366, 19/11846 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

29. Antrag der Abgeordneten Doris Rauscher,  
Holger Grießhammer, Volkmar Halbleib u.a. SPD 
Gebärdensprachverbot in bayerischen Schulen  
durch ein Fachgespräch aufarbeiten 
Drs. 19/11388, 19/11847 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

 

Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode Anlage 
zur 80. Vollsitzung am 21. Mai 2026



 

30. Antrag der Abgeordneten Thomas Huber,  
Prof. Dr. Winfried Bausback, Martina Gießübel u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Tobias Beck u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Verwaltung entbürokratisieren IV:  
Künstliche Intelligenz für eine bürgerfreundliche Verwaltung 
Drs. 19/11391, 19/11992 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Wirtschaft, 
Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

31. Antrag der Abgeordneten Roland Magerl, Andreas Winhart, 
Matthias Vogler u.a. und Fraktion (AfD) 
Psychotherapeutische Versorgung sichern –  
bedarfsgerechte Finanzierung gewährleisten 
Drs. 19/11393, 19/11990 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

32. Antrag der Abgeordneten Doris Rauscher,  
Holger Grießhammer, Volkmar Halbleib u.a. SPD 
Anhörung zur BayKiBiG-Reform: Qualität sichern,  
Finanzierung verlässlich gestalten, Familien entlasten 
Drs. 19/11813, 19/11976 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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